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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 123 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zum Schutz von Kindern in Entführungsfällen unter anderem im Kontext 
von Sorgerechtsstreitigkeiten1 

1. Entführungen kommen vor allem im Zusammenhang mit Scheidungs-/Trennungsverfahren 
von Eltern unterschiedlicher Nationalität vor.

2. Es ist die Aufgabe einer Europäischen Union der Menschenrechte, diejenigen zu schützen, 
die sich nicht selbst schützen können: die Kinder.

3. Entführungen traumatisieren Kinder und führen zu psychischen und physischen Schäden, 
von denen sie sich oft nicht mehr erholen können. Es ist festzuhalten, dass die Kooperation 
aller beteiligten Staaten eine Grundvoraussetzung für eine positive Lösung dieser Konflikte 
ist und dass eine Lösung nur positiv sein kann, wenn sie auf die Bedürfnisse des betroffenen 
Kindes zugeschnitten ist.

4. Die Kommission wird somit aufgefordert, auf die Gefahren im Falle einer Kindesentführung 
aufmerksam zu machen, bei den betroffen Stellen und Ländern für eine Bewusstmachung 
dieser Problematik zu sorgen und die Wichtigkeit von Kooperation zu unterstreichen.

5. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der Kommission 
übermittelt.

1 Gemäß Artikel 123 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


